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1. Einleitung

Die Tatigkeiten im Berichtsjahr standen im Lichte des in der Offentlichkeit viel diskutierten
»1ierschutzpakets 1, mit dem die EntschlieBung des Nationalrats vom 15. Dezember 2021
.betreffend Malknahmen zur Umsetzung des Tierschutzvolksbegehrens® v.a. im Bereich
der Nutztiere und der Nutztierhaltung Umsetzung finden sollte. Dies erfolgte mit der
Novellierung von Bestimmungen des Tierschutzgesetzes, der 1. Tierhaltungsverordnung
und des Tiertransportgesetzes.

Wahrend des Prozesses der Neugestaltung von Bestimmungen hat die
Tierschutzombudsperson sich in zahlreichen Stellungnahmen innerhalb des Amtes der
Vorarlberger Landesregierung, als Tierschutzratsmitglied sowie schlussendlich im
ordentlichen Begutachtungsverfahren fir deutliche und zukunftsfahige Verbesserungen der
Haltung von Nutztieren eingesetzt. Gemeinsam mit den Kolleglnnen aus den anderen
Bundeslandern standen insbesondere Bemuhungen flr ein absolutes Verbot von nicht-
tiergerechten Haltungssystemen wie den Vollspaltenbuchten flr Schweine und Rinder und
der Anbindehaltung fiir Rinder beim Neubau von Stallungen im Vordergrund. Zahlreiche
Gesprache und Termine wurden dafir genutzt und initiiert, die aufgrund des Vorsitzes des
Landes Vorarlberg im Bundesrat sowie bei der Landeshauptleutekonferenz im ersten
Halbjahr des Berichtsjahres durch die Tierschutzombudsfrau Vorarlberg als Vertreterin der
Tierschutzombudspersonen koordiniert wurden. Auch bei weiteren Gremien wie dem vom
Bundesminister initilerten Tiertransportdialog oder Terminen zum Thema EU-koordinierter
Aktionsplan gegen den illegalen Welpenhandel hat sie die Tierschutzombudspersonen
vertreten.

Mit der Novellierung des Tierschutzgesetzes wurde auch der Aufgabenbereich der
Tierschutzombudspersonen erweitert. Ihre Parteistellung wurde auf verwaltungsgerichtliche
Verfahren und Verfahren nach dem Tiertransportgesetz ausgedehnt.

Neben den Tatigkeiten rund um die Novellierungen war das Arbeitsjahr 2022 wiederum
geflllt mit Bemihungen um die Wahrnehmung der Parteistellung in Verwaltungsverfahren,
um Aufbau und Pflege von Netzwerkpartnern, der Beantwortung und Hilfestellung bei
Fragen rund um Heim-, Nutz- und Wildtierschutz, der Mitarbeit in bundesweiten
Arbeitsgruppen des Tierschutzrates sowie mit Bemihungen zur Ausgestaltung der
Tierschutzstrategie des Landes und Initiativen im Bereich von Bildungs- und
Offentlichkeitsarbeit.

Der vorliegende Bericht gibt einen Einblick zu den vielfaltigen Aufgabengebieten der
Tierschutzombudsperson und ihren Bemihungen die Anliegen des Tierschutzes wirksam
zu vermitteln.



2. Aufgaben der Tierschutzombudsperson

Mit 01.01.2005 ist in Osterreich das Bundesgesetz iber den Schutz der Tiere, BGBI. | Nr.
118/2004 idgF (TSchG) in Kraft getreten. Es l6ste die bis dahin in den Bundeslandern
gultigen unterschiedlichen tierschutzrechtlichen Bestimmungen ab. Mit diesem Gesetz
wurde auch die Rechtsstellung von Tierschutzombudspersonen geregelt (§ 41 TSchG).

GemalR § 41 Abs. 10 TSchG hat die Tierschutzombudsperson der Landesregierung tber
ihre Tatigkeit zu berichten.

Die Tierschutzombudsperson Vorarlberg nimmt die Aufgaben alleine wahr. Es steht keine
Stellvertretung zur Verfligung.

Sie ist als Tierschutzombudsstelle Vorarlberg am Institut fir Umwelt und
Lebensmittelsicherheit des Landes Vorarlberg, MontfortstraBe 4, 6901 Bregenz
eingerichtet und als Geschaftsstelle dort organisatorisch integriert.

2.1 Gesetzliche Grundlagen

2.1.1 Bundestierschutzgesetz (TSchG)

Zielsetzung des mit 01. 01. 2005 in Kraft getretenen Bundestierschutzgesetzes ist der
Schutz des Lebens und des Wohlbefindens der Tiere aus der besonderen Verantwortung
des Menschen fir das Tier als Mitgeschopf (§ 1). Der Schutz dieses Bundesgesetzes gilt
grundsatzlich allen Tieren.

Zum Zweck der naheren Ausfiihrung der Bestimmungen im TSchG sind insgesamt
13 Verordnungen erlassen worden.

Das Bundesgesetz zur Durchfiihrung unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher
Bestimmungen auf dem Gebiet des Tierschutzes (Durchf-TSch-EU), das der Umsetzung
der Bestimmungen zum Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Schlachtung oder Tétung
sowie der Regelung von Schulungen, Prifungen und Ausstellung sowie deren Entzug von
Sachkundenachweisen fur das Personal, das die Tétung und zusammenhangende
Tatigkeiten ausiibt, diente, trat mit den Anderungen des Tierschutzgesetzes im Berichtsjahr
auller Kraft. Dessen Bestimmungen wurden in das Bundestierschutzgesetz ibernommen.

2.1.2 Tiertransportgesetz

Das Ziel des am 01.08.2007 in Kraft getretenen Bundesgesetzes uber den Transport von
Tieren und damit zusammenhangenden Vorgangen ist der Schutz von Tieren beim
Transport auf der Stralle, in der Luft, auf Schiene oder im Schiff in Verbindung mit einer
wirtschaftlichen  Tatigkeit sowie die Festlegung der dabei einzuhaltenden
Mindestanforderungen zur Verhinderung der Verschleppung von Tierseuchen.



2.2 Aufgabenbereiche der Tierschutzombudsperson

Nach den Bestimmungen des § 41 TSchG hat die Tierschutzombudsperson die Aufgabe
die Interessen des Tierschutzes zu vertreten.

Zu den wesentlichen Aufgaben der Tierschutzombudsperson zahlen dabei

» die Tierschutz-Interessensvertretung als Organpartei in Verwaltungs- bzw.
Verwaltungsstrafverfahren, sowohl bei Verfahren nach dem TSchG als auch - neu
seit dem 1. September 2022 - nach dem Tiertransportgesetz,

* in Angelegenheiten dieser Bundesgesetze das Recht der Erhebung von
Beschwerden an das Landesverwaltungsgericht sowie der Erhebung der Revision
an den Verwaltungsgerichtshof wahrzunehmen,

= das Einholen von Auskinften und die Wahrnehmung des Rechts auf Akteneinsicht
bei den Strafverfolgungsbehdérden in Strafverfahren wegen Tierqualerei nach dem
Strafgesetzbuch (§ 222 StGB),

= die Mitarbeit im Tierschutzrat und Mitarbeit in Arbeitsgruppen des Tierschutzrates,

= Tatigkeiten im Bereich der Offentlichkeitsarbeit.

Mit der Novelle im Berichtsjahr 2022 sind neben den beschriebenen Befugnissen bei
Verwaltungsverfahren nach dem Tiertransportgesetz auch die Parteirechte bei
verwaltungsgerichtlichen Verfahren hinzugekommen, um die Einhaltung
tierschutzrechtlicher Vorschriften und die Interessen des Tierschutzes geltend zu machen.

Die Parteistellung nach dem TschG berechtigt Einsicht in alle Verfahrensakte zu nehmen
sowie alle einschlagigen Auskunfte zu verlangen. Die Behoérden haben die
Tierschutzombudsperson bei der Ausubung ihres Amtes zu unterstitzen.

Die Tierschutzombudsperson ist weder Vollzugsorgan noch ist sie berechtigt, behérdliche
Anordnungen zu verfligen oder verwaltungspolizeiliche Befugnisse auszulben.
Vollzugsorgane sind die jeweiligen Verwaltungsbehdérden bzw. die zusténdigen
Amtstierarztinnen. Die Umsetzung der im TSchG, den darin erlassenen Verordnungen und
des Tiertransportgesetzes festgelegten Mindestanforderungen, derer sich die
Tierschutzombudsperson als Organpartei verpflichtet sieht, erfordert eine entsprechende
Kommunikation mit den Bezirksverwaltungsbehdrden bzw. den dort befassten
Amtstierarzten, Straf- und Rechtsabteilungen.

In Verfahren nach anderen Gesetzen, die thematische Querschnitte zum Tierschutz
aufweisen  (Jagd- und Fischerei, Landessicherheitsgesetz etc.), hat die
Tierschutzombudsperson ebenso keine Parteistellung wie auch nicht in gerichtlichen
Strafverfahren wegen Tierqualerei.

Im Rahmen der Uberwachung von Tierversuchen sind nach §32 Abs.1 des
Bundesgesetzes uber Versuche an lebenden Tieren (Tierversuchsgesetz 2012) die
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Tierschutzombudspersonen der Bundeslander ebenfalls von den zustandigen Behdrden
(Bezirksverwaltungsbehorden) Uber die durchgefliihrten Kontrollen bei Zichtern,
Lieferanten und Verwendern regelmaldig zu informieren.

In Ausubung ihres Amtes unterliegt die Tierschutzombudsperson keinen Weisungen
(Verfassungsbestimmung).

3. Tatigkeiten

3.1 Wahrnehmung der Tierschutzinteressen in Verwaltungs(straf)-
verfahren

In behordlichen Verfahren vertrat die Tierschutzombudsperson die Interessen des
Tierschutzes durch Wahrnehmung lhrer Parteistellung in den ihr im Jahr 2022 zur Kenntnis
gebrachten und aus dem Vorjahr bzw. den Vorjahren noch nicht beendeten
Verwaltungsverfahren einerseits, durch Einsichtnahme in Verfahrensakte und daraus
resultierenden eigenen Strafantrdgen an die Behérde andererseits.

3.1.1 Verwaltungsstrafverfahren

Ubertretungen gegen Tierschutzbestimmungen werden in der Regel mit Einleitung von
Verwaltungsstrafverfahren von den zustandigen Behoérden (Bezirkshauptmannschaften)
vergolten. In vielen Fallen erfolgt zunachst vorab ein MalRhahmenbescheid durch die/den
Amtssachverstandige/n oder auch gleichzeitig.

Im Jahr 2022 wurde die Tierschutzombudsperson von 86 neu eingeleiteten
Verwaltungsstrafverfahren in Kenntnis gesetzt bzw. war sie durch Ubermittlung eines
Strafantrages oder eines Strafbescheides informiert worden. Zu etwa 2 Dritteln
(58 Verfahren) betrafen die Verfahren als Heimtiere gehaltene Tiere, und hier v.a. Hunde
und Katzen, seltener Papageien- und Taubenvdgel. Knapp 23% (20 Verfahren) betrafen
Nutztiere und etwa 11% (10 Verfahren) Wildtiere (im Sinne des §4 TSchG).

In 17 weiteren Fallen wurden ihr von Amtssachverstandigen Bescheide Uiber angeordnete
MafRnahmen Ubermittelt ohne Einleitung eines Strafverfahrens. Hiervon waren in 4 Fallen
Nutztiere (inkl. Equiden) betroffen, in 9 Fallen Heimtiere und in 4 Fallen Wildtiere.
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Vierundzwanzig (27,9 % der Verfahren) betrafen VerstdRe gegen den zentralen
Paragraphen 5 des TSchG (Tierqualerei bzw. ungerechtfertigtes Zufiigen von Schmerzen,
Leiden, Schaden oder Versetzen in schwere Angst) in Zusammenhang mit mangelhafter
Haltung, mangelhaftem Umgang, Uberforderung, fehlender Versorgung kranker Tiere
tierschutzwidrigem Zubehdr, Qualzucht, Entledigung und/oder betrafen Verstofle in
Zusammenhang mit verbotenen Eingriffen (§ 7 TSchG).

Weitere Strafverfahren  wurden wegen Nichteinhaltung von geforderten
Haltungsbedingungen, illegalen Anbietens von Tieren in der Offentlichkeit (Internet, Print-
und sozialen Medien), Nichteinhaltung von behérdlichen Bescheidauflagen, Vermittlung
von Tieren aus dem Ausland ohne Bewilligung, Verwendung von Tieren ohne Bewilligung,
oder Vernachlassigung von Registrier- und Kennzeichnungspflichten von Hunden geflihrt
(Abb. 3).

Von den 86 (eingeleiteten) Verwaltungsstrafverfahren wurden 3 im Berichtsjahr eingestellt,
24 (27,9 %) waren entweder noch nicht (rechtskraftig) abgeschlossen oder die
Tierschutzombudsperson hatte bisher keine Kenntnis davon.
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Abb. 3 Verwaltungsstrafverfahren dargestellt nach thematischen Ubertretungen

Im Rahmen des |hr zustehenden Parteiengehérs gab die Tierschutzombudsperson in
4 Fallen eine fachliche Stellungnahme ab. In 10 zur Kenntnis gelangten Verfahren wurde
Ihr im Rahmen des Ermittlungsverfahrens (n=21) kein Parteiengehér ermdglicht. In
einem Verfahren erhob die Tierschutzombudsperson Beschwerde gegen den behdrdlichen
Strafbescheid (Ermahnung).

3.1.2 Verfahren zur Erteilung von Tierhaltungsverboten

Ein Tierhaltungsverbot ist die ultima ratio im Sinne des Tierschutzes seitens der
Bezirksverwaltungsbehoérde, wenn gelindere Mittel und MalRnahmen nicht ausreichen, um
eine/n Tierhalter/Tierhalterin zu einer den Mindestanforderungen des TSchG und der dazu
erlassenen Verordnungen entsprechenden Tierhaltung zu bewegen. Werden behdrdliche
Mangelbehebungsauftrage nicht befolgt, und mindestens 2 Verwaltungsstrafen nach § 5
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(Verbot der Tierqualerei), § 6 (Verbot der Tétung), § 7 (Verbot von Eingriffen) oder § 8
(Verbot der Weitergabe, Veraulterung und Erwerbs bestimmter Tiere) des TSchG oder
mindestens 1 Verurteilung oder Diversion wegen Tierqualerei nach dem Strafgesetzbuch
(§ 222) rechtskraftig, so kann die Behorde ein Tierhalteverbot erlassen, insbesondere
wenn es unter Beriicksichtigung des bisherigen Verhaltens des Tierhalters notwendig ist,
um ihn von weiteren solchen Verstdl3en und Tierqualerei abzuhalten.

Im Berichtsjahr wurden 2 Verfahren zur beabsichtigten Erteilung eines unbefristeten und
auf Hunde eingeschrankten Tierhaltungsverbots sowie 3 Verfahren zur Androhung eines
Tierhaltungsverbots eingeleitet.

In zwei Verfahren wurde das Verbot auf Dauer und eingeschrankt auf die Haltung von
Hunden ausgesprochen. In den Verfahren zur Androhung eines Tierhaltungsverbots wurde
dieses schlussendlich bescheidmalig auch angedroht.

3.1.3 Verfahren am Landesverwaltungsgericht (Beschwerdeverfahren)

Im Berichtsjahr erlangte die Tierschutzombudsperson Kenntnis von 6 neu eingeleiteten
Beschwerdeverfahren beim Landesverwaltungsgericht Vorarlberg gegen Bescheide der
Behdrden. Bei einem dieser Verfahren handelte es sich um eine Beschwerde gegen einen
Bewilligungsbescheid, die Tierschutzombudsperson war Beschwerdefuhrerin. Die
Beschwerden betrafen die Haltung von Wildtieren (Papageien), die Haltung von Pferden
sowie aufstallungsbedingte Technopathien, die Haltung von Katzen im Rahmen der
Vermittlung, die Verwahrung eines Hundes im Auto sowie die Haltung von Pferden und
GrolRkamelen im Zirkus sowie einen Zurlickweisungsbescheid der Behdrde.

Bei 3 Verfahren fand im Berichtsjahr eine mindliche Verhandlung statt, an welchen die
Tierschutzombudsperson teilnahm oder (in 1 Verfahren) eine schriftliche Stellungnahme
einbrachte und die Interessen des Tierschutzes vertrat.

Im Berichtsjahr ergingen in 7 Verfahren, zum Teil aus dem Vorjahr, Erkenntnisse des
Landesverwaltungsgerichts. Die Beschwerde der Tierschutzombudsperson wurde
zurlickgewiesen. Die angefochtenen Strafbescheide der Behérden wurden in Teilen vom
Landesverwaltungsgericht bestatigt, in Teilen aufgehoben und mit Ausnahme eines Falles
bei der Strafhdhe abgemildert. Bei einem Verfahren aus dem Jahr 2020 wurde der
behdrdliche Strafbescheid im Sinne des Tierschutzes bestatigt, ein weiteres altes
Verfahren war im Berichtsjahr noch nicht entschieden.

Die entsprechenden Entscheidungen des Landesverwaltungsgerichts Vorarlberg wurden
nicht im Rechtsinformationssystem des Bundes veréffentlicht.

3.1.4 Verfahren geméR §222 Strafgesetzbuch (Strafrechtsverfahren)

Im Zusammenhang mit der Berichtspflicht durch die Staatsanwaltschaft an die
Tierschutzombudsperson gemall §41(7) TSchG und den Befugnissen der
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Tierschutzombudsperson bei Verdacht eines VerstoRes gegen §222 des
Strafgesetzbuches (Tierqualerei) erhielt die Tierschutzombudsstelle im Berichtsjahr
15 Polizeiberichte (iiber die Bezirksverwaltungsbehdrde oder auf Nachfrage) oder
Verstandigungen der zustandigen Staatsanwaltschaft Gber anhdngige Verfahren wegen
des Verdachts der Tierqualerei. In den wenigen Fallen, in welchen die
Tierschutzombudsperson durch Staatsanwaltschaft benachrichtigt wurde, handelte es sich
um Benachrichtigungen Uber die Einstellung des Verfahrens.

Uber die jeweils betroffene Bezirksverwaltungsbehdrde erlangte die
Tierschutzombudsperson in 2 Fallen Kenntnis von einer Verurteilung, in 2 Fallen Kenntnis
von der Einstellung des strafrechtlichen Verfahrens. In 4 Fallen, in welchen sie von den
Bezirksverwaltungsbehoérden Uber eine Anzeige oder polizeiliche Erhebungen informiert
wurde, war ihr zum Berichtszeitpunkt nicht bekannt, ob die Staatsanwaltschaft Anklage
erhoben hat bzw. erhielt sie hierlber keine Verstandigung durch die Staatsanwaltschaft
oder die Bezirksverwaltungsbehorde.

3.1.5 Bewilligungsverfahren (§23 TSchG)

Neben der Wahrnehmung der Interessen des Tierschutzes in Verwaltungsstrafverfahren
zahlt die Wahrnehmung dieser Interessen in allen anderen Verfahren nach dem
Tierschutzgesetz ebenso zu den zentralen Aufgaben der Tierschutzombudsperson im
Rahmen der Ausiibung ihrer Parteistellung.

Gemal §23 TSchG wird fur folgende Tierhaltungseinrichtungen und Tierhaltungen eine
Bewilligung bendtigt:

= Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen

= Tierhaltungen in Tierheimen, Tierpensionen, Tierasylen, Gnadenhdéfen

= Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher
Tatigkeit

= Haltung von Tieren in Zirkussen, in Variétes und ahnlichen Einrichtungen

Im Berichtsjahr wurden 24 Bewilligungsverfahren nach dem TSchG eingeleitet. Die
Tierschutzombudsperson hat sich durch schriftliche Stellungnahmen und Teilnahme an
mindlichen Verhandlungen eingebracht.

Lokalaugenscheine bzw. mindliche Verhandlungen vor Ort dber Einladung der
entsprechenden Bezirksverwaltungsbehdrde waren im Berichtsjahr nur im Rahmen von
einem Verfahren méglich. Stellungnahmen wurden in fast allen Verfahren schriftlich
ubermittelt. Lokalaugenscheine bzw. mundliche Verhandlungen bei Verfahren nach dem
TSchG bieten die Mdglichkeit, sich selbst ein Bild von Haltung, Unterbringung und
Betreuung von Tieren zu machen, wobei den involvierten Parteien derselbe Wissensstand
verfugbar gemacht werden muss. In den meisten Fallen wurden die schriftlichen Hinweise
und Vorschlage der Tierschutzombudsperson fiir die Bewilligungen bertcksichtigt.



3.1.5.1 Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen (§28 TSchG)

Im Berichtsjahr wurden 19 Antrage fir die Bewilligung von sonstigen Veranstaltungen
gemal §28 TSchG gestellt, in deren Rahmen Tiere Verwendung fanden. In einem Fall
wurde die Veranstaltung von der Behdrde nicht als bewilligungspflichtig eingeordnet und
kein Verfahren erdffnet, in einem anderen Fall zog der Veranstalter den Antrag zurtck.

Bei den Veranstaltungen handelte es sich um Kleintierausstellungen, auch im Rahmen von
Markten im Freien, mit Rassegefligel, Kaninchen, Meerschweinchen, Wachteln, Tauben
und Vogeln, einer internationalen Rassekatzenausstellung, einer Fisch- und
Pflanzenbdrse, die Verwendung von landwirtschaftlichen Nutztieren und Eseln im Rahmen
von offentlichen Veranstaltungen wie Weihnachtsmarkten, dem Tag der Landwirtschaft, far
Kutschenfahrten, Ponyreiten, der Verwendung von Tieren zur Mitwirkung von
Fotoaufnahmen sowie im Rahmen der Vorfuhrung einer mobilen Schlachtanlage.

3.1.5.2 Tierheime, Tierpensionen, Tierasyle, Gnadenhéfe (§29 TSchG)

Im Berichtsjahr wurden ein Bewilligungsverfahren fir die Erweiterung des Betriebs einer
Hundepension neu eingeleitet. Zwei Verfahren zum Betrieb von Hundepensionen aus den
Vorjahren waren mit Kenntnisstand der Tierschutzombudsperson zum Berichtszeitpunkt
noch nicht abgeschlossen.

3.1.56.3 Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher oder sonstiger
wirtschaftlicher Téatigkeiten (§31 TSchG)

= Sonstige wirtschaftliche Tétigkeit

Fur die Verwendung von Tieren im Rahmen einer sonstigen wirtschaftlichen Tatigkeit
wurden 2022 ein Bewilligungsverfahren ceingeleitet und zwei aus dem Vorjahr.
fortgefuhrt. In allen Fallen handelte es sich um Vereine, die eine Betriebsstatte fir Katzen
zur Vermittlung bzw. eine Erweiterung einer bestehenden Bewilligung fir die Vermittlung
von Hunden bzw. Katzen beantragten. In zwei Verfahren wurde (einmal in erster Instanz,
einmal durch Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts) die Haltung mit Befristung
bewilligt. Ein Verfahren war im Berichtszeitraum noch nicht abgeschlossen.

= Zoofachgeschifte
Im Jahr 2022 wurde kein Bewilligungsverfahren fur Zoofachgeschafte eingeleitet.
» Reit- und Fahrbetriebe

Fur die Haltung von Pferden im Rahmen eines Reit- und Pferdepensionsbetriebs wurde im
Berichtsjahr das Bewilligungsverfahren fortgefiihrt.
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3.1.5.4 Haltung von Tieren in Zirkussen, Varietés und &hnlichen
Einrichtungen (§27 TSchG)

Im Berichtsjahr wurden zwei Bewilligungsverfahren fir die Haltung und Verwendung von
Tieren im Rahmen von Zirkuseinrichtungen und Veranstaltungen gefuhrt. In einem Fall
wurde die Tierschutzombudsperson telefonisch Uber das Verfahren informiert, da das
Gastspiel nach dem Veranstaltungsgesetz nicht bewilligungspflichtig war.

3.1.5 Aufnahme, Weitergabe und Vermittlung von Tieren (§31a TSchG)

Gemal §31a TSchG bedarf die wiederholte Aufnahme, Weitergabe oder Vermittlung von
Tieren (auBer landwirtschaftlich genutzten Tiere inkl. Kaninchen, Nutzfische,
Neuweltkameliden, Straul’e und Schalenwild), ohne ein Tierheim, -asyl, Gnadenhof oder
eine geman §31 (1) bewilligte Einrichtung zu sein, einer Meldung an die Behoérde. Mit der
Novellierung des TSchG im Berichtsjahr wurde der Absatz (3), wonach der Handel bzw. die
Vermittlung von Tieren aus dem Ausland nach Osterreich ohne Haltung in Osterreich einer
Genehmigung durch die Behdrde bisher einer Genehmigung bedurft hatte, ersatzlos
gestrichen.

Im Berichtszeitraum wurden der Tierschutzombudsperson keine Meldungen von
Pflegestellen wurden zur Kenntnis gebracht.

3.1.6 Zuchtmeldungen

Wenn keine Zucht im Sinne einer genehmigungspflichtigen wirtschaftlichen oder
gewerblichen Tatigkeit (§31 (1) TSchG) vorliegt, ist die Haltung von Tieren zur Zucht der
zustandigen Bezirksverwaltungsbehérde gemal® §31 (4) TSchG zu melden. Dies ist
unabhangig davon, ob es sich um eine einmalige Zucht oder um eine Zucht im Rahmen
eines Zuchtverbandes bzw. einer Zuchtvereinigung handelt.

Unter Zucht wird im Tierschutzgesetz (§4) jede Fortpflanzung von Tieren unter
Verantwortung des Halters durch

a) gemeinsames Halten geschlechtsreifer Tiere verschiedenen Geschlechts oder

b) gezielte oder nicht verhinderte Anpaarung oder

c) das Heranziehen eines bestimmten Tieres zum Decken oder

d) durch Anwendung von Techniken der Reproduktionsmedizin
verstanden.

Im Berichtsjahr wurde die Tierschutzombudsstelle von einer Behdrde Uber drei Meldungen
der Zucht von Tieren in Kenntnis gesetzt. Die Meldungsbestatigungen der Behdrde
betrafen eine Rassehunde- und zwei Rassekatzenzuchten, jedoch ohne ndhere Angaben
zur Zucht und Haltung der Zuchttiere selbst.
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3.1.7 Wildtiermeldungen

Gemall §25 Abs 1 Tierschutzgesetz, BGBI | 118/2004 idgF, durfen Wildtiere, die im
Hinblick auf Klima, Ernadhrung, Bewegungsbedurfnis oder Sozialverhalten besondere
Anspriche an die Haltung stellen, bei Erfillung der vorgeschriebenen Voraussetzungen
nur auf Grund einer binnen zwei Wochen vorzunehmenden Anzeige der Wildtierhaltung bei
der Behdrde gehalten werden.

Gemal §8 Abs der 2. Tierhaltungsverordnung, BGBI. 1l 486/2004 idgF, muss die Haltung
folgender Tierarten angezeigt werden:
1. alle Wildtierarten der Saugetiere (Mammalia), ausgenommen Schalenwild, Bison
(Bison bison) und Streifenhdrnchen (Tamias Subspezies),
2. alle Wildtierarten der Vdgel (Aves), ausgenommen Arten der Unzertrennlichen
(Agapornis  spp.), der Plattschweifsittiche (Platycercidae), Wellensittiche
(Melopsittacus undulatus), Nymphensittiche (Nymphicus hollandicus), Prachtfinken
(Estrilidae), der Chinesische Sonnenvogel (Leiothrix Ilutea), die Chinesische
Zwergwachtel (Coturnix chinesis) sowie das Diamanttdubchen (Geopelia cuneata),
3. alle Arten der Reptilien (Reptilia),
4. alle Arten der Lurche (Amphibia),
5. Fische, die in Freiheit mehr als 1 m lang werden

Bisher wurden der Tierschutzombudsstelle keine von Tierhaltern und Tierhalterinnen
eingegangenen Anzeigen von Wildtierhaltungen zur Kenntnis gebracht.

3.1.8 Verwaltungs- und Verwaltungsstrafverfahren nach dem
Tiertransportgesetz

Mit der am 1. September 2022 in Kraft getretenen Novellierung des TSchG wurde die
Parteistellung der Tierschutzombudsperson auf Verwaltungsverfahren nach dem
Tiertransportgesetz ausgedehnt. Die Bestimmung ist ohne Ubergangsfrist in Kraft getreten.
Damit wird das Recht auf Parteiengehér auch bei allen zu diesem Zeitpunkt bereits
laufenden Verfahren wirksam.

Im Berichtsjahr 2022 wurden der Tierschutzombudsperson von den Behdrden und zwei
Verwaltungsstrafverfahren zu Verstollen beim Transport von Tieren zur Kenntnis
gebracht worden. Die Verstofle betrafen die Beforderung ohne die erforderlichen
Transportpapiere und die nicht entsprechende Art und Weise der Befdrderung eines
Kalbes zur Schlachtung mittels nicht entsprechendem Transportmittel. Auf Nachfrage
konnte in Erfahrung gebracht werden, dass letzteres Verfahren per Mitteilung eingestellt
wurde.

112



3.1.9 Beurteilung der Einbindung in die Verwaltungsverfahren

Um die Rechte der Tierschutzombudsperson als Amtspartei fir den Tierschutz zu wahren,
ist es notwendig, dass die Behorden die Tierschutzombudsperson uber
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstrafverfahren in Kenntnis setzt bzw. ihr
Parteiengehdr einrdumt.  Verwaltungsstrafverfahren sind ein besonders sensibler
Aufgabenbereich, und oft die letzte Mdglichkeit, rechtskonforme Haltungsbedingungen fur
Tiere zu erwirken.

Die Einbindung der Tierschutzombudsperson in Verwaltungsstrafverfahren, die sich oft
Uber langere  Zeitrdume  erstrecken, wurde im  Berichtsjahr von den
Bezirksverwaltungsbehérden unterschiedlich praktiziert bzw. gehandhabt. Besonders der
Zeitpunkt der Einbindung durch die Behdérde variiert nach wie vor. Wahrend mit Zustellung
des Strafantrags die Einbindung seitens der Amtstierarzte mit wenigen Ausnahmen sehr
frih erfolgt, wurde der Tierschutzombudsperson nicht immer im Rahmen des
Ermittlungsverfahrens das Recht auf Parteiengehér gewahrt, um allenfalls eine
Stellungnahme abgeben zu kénnen, da sie erst nach Strafbescheid-Erlass eingebunden
wurde. Durch diese Vorgehensweise verbleibt der Tierschutzombudsperson
gegebenenfalls nur die Mdglichkeit des Einbringens eines Rechtsmittels, was ihrer Ansicht
nach nicht einer effizienten Abwicklung entspricht.

Die Tierschutzombudsperson hat mit einzelnen Abteilungen der Behdrden das direkte
Gesprach gesucht, um eine im Ermittlungsverfahren zeitlich sinnvolle Einbindung der
Tierschutzombudsperson in Verwaltungsstrafverfahren zu erreichen.

Die Einbindung in Beschwerdeverfahren am Landesverwaltungsgericht Vorarlberg
funktionierte sehr gut.

Ebenso erfolgte die Einbindung der Tierschutzombudsperson in Ermittlungsverfahren,
wenn es um Bewilligungen nach dem Tierschutzgesetz geht, durch die zustandigen
Behodrdenabteilungen zufriedenstellend. Die Stellungnahmen bzw. Auflagen seitens der
Tierschutzombudsstelle fanden grofdtenteils Berlcksichtigung. Im  Sinne eines
gemeinsamen Nenners und der Beschleunigung solcher Verfahren ware es in einigen
Fallen aus Sicht der Tierschutzombudsperson effizienter, mit den Amtssachverstandigen
einen gemeinsamen Lokalaugenschein der Tierhaltung durchzuflihren.

Die Tierschutzombudsperson war bemdiht, sich in aktuelle und wiederkehrende
Tierschutzfalle einzubringen, insbesondere bei fachlichen Fragestellungen zu unterstiitzen
und dariiber mit Amtssachverstandigen in den Austausch zu kommen. Dass ein direkter
und fachlicher Austausch sich nicht nur effizient auf Verfahrensabldufe auswirkt, sondern
auch Potential zur Vermeidung von Fehlern hat und im Sinne des Tierschutzes ware, hat
sich im Berichtsjahr in einzelnen Verwaltungsverfahren gezeigt.
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3.2 Anlaufstelle Tierschutzfragen und  Meldungen zu
TierschutzverstoBen

3.2.1 Hinweise zu Missstanden in Tierhaltungen

Im Jahr 2022 gelangten 73 Hinweise von Birger/Innen oder Vereinen Uber mdgliche
Ubertretungen von Bestimmungen des Tierschutzgesetzes an die Tierschutzombudsstelle.
Bei mehr als 50% solcher Meldungen waren vor Weiterleitung Fragen nach
tierschutzrechtlichen Bestimmungen, Mdglichkeiten der Intervention und/oder Folgen zu
beantworten.

Bei vielen Hinweisen konnte durch schriftliche Ruckfragen (sofern nicht anonym) oder im
direkten Gesprach abgeklart werden, inwieweit es sich bei den Schilderungen tatsachlich
um VerstoRe mit Tierschutzrelevanz handelt, ehe sie weiter an die Behorden mit der Bitte
um Uberpriifung des Sachverhalts weitergeleitet werden.

Meldungen mit Hinweisen auf Missstande

I Heimtiere 64,4 %
= Nutztiere inkl. Equiden 30,1 %
[ Wildtiere inkl. Exoten 5,5 %

Abb. 4 Hinweise auf Tierschutzverstole und Anfragen in Zusammenhang mit
TierschutzverstéfRen: % Anteile bezogen auf Heim-, Nutz- und Wildtiere
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Mit rund 65% betraf der grofRere Anteil der Hinweise die Haltung oder den Umgang
(Misshandlung) mit Heimtieren, davon v.a. Hunde und Katzen. Nutztiere inklusive Pferde,
Esel und Kaninchen waren zu 30 % betroffen.

Beim Verdacht auf Mangel in der Haltung waren vielfach die Bewegungsfreiheit, das
Platzangebot, die Betreuung und Pflege oder Versorgung bei Verletzungen oder Krankheit
angesprochen. Ebenso finden sich immer wieder die Kastrationspflicht von Freiganger-
Katzen, das offentliche Feilbieten unter nicht erlaubten Bedingungen Thema bei den
Hinweisen aus der Bevdlkerung. Hinweise zu grobem Umgang bzw. Misshandlung
betreffen vielfach Hunde, und kdnnen ohne eindeutiges Beweismaterial bei den
behdrdlichen Kontrollen kaum reproduziert werden.

Bei einem Teil der Uberpriften Tierhaltungen oder eingeleiteten Schritte konnten durch die
Behorden Mangel festgestellt, in der Folge behoben und die Tierhaltung verbessert werden
und somit weiteres Tierleid durch diese Hinweise verhindert oder beendet werden.

3.2.2 Anfragen zu Tierschutzthemen

Die Beantwortung von Anfragen rund um Tierschutz- und tierschutznahe Themen nimmt in
der taglichen Arbeit einen gro3en Anteil ein. Die Tierschutzombudsstelle wird genutzt von
Burgerinnen und Burgern, Vereinen und (amtsinternen) Institutionen, die sich mit
tierschutznahen Themen oder Querschnittsbereichen beschéaftigen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr 58 schriftliche Anfragen beantwortet und zusatzlich unzahlige telefonische
Anliegen bearbeitet.

Die Inhalte der Fragen, die an die Tierschutzombudsstelle herangetragen wurden, waren
wiederum sehr breiter Natur, und betrafen im Berichtsjahr neben klassischen®
Tierschutzthemen wie Haltungsanforderungen — und tiergerechten Umgang mit Tieren die
Kastrationspflicht von Katzen, den Import von Heimtieren in Zusammenhang mit dem
Ukraine-Krieg, auch sicherheitspolizeiliche Bestimmungen in Zusammenhang mit Hunden,
das Management von invasiven Tierarten, Schadlingsbekdmpfung, die Vergramung von
Rabenvdgeln oder die Nottétung von Tieren, um nur einige zu benennen.

Verschiedenste Anfragen betrafen Themen zu Tieren und zur Tierhaltung, die
tierschutzrelevant sind aber gleichzeitig nicht primar durch die Tierschutzgesetzgebung
geregelt werden. Darunter fallen nicht selten auch Themen, die den Gemeinden obliegen
wie Larm- oder Geruchsbelastung im Zusammenhang mit Tierhaltungen. Auch Fragen in
Zusammenhang mit Tieren, die anderen o6ffentlichen Rechtsmaterien wie dem Jagdrecht,
Tiermaterialienrecht oder auch zivilrechtlichen Bestimmungen unterstellt sind, gelangen an
die Tierschutzombudsstelle. Auch Fragen zu Unterstlitzungsmdglichkeiten hinsichtlich der
Kastrationspflicht von Katzen oder Malnahmen in Bezug auf Hunde und Sicherheit
beschaftigten die Tierschutzombudsperson.

115



Allgemeine und fachliche Anfragen

I Anzahl

20 -

15

10 -

Abb. 5 Verteilung der Haufigkeit der Themen allgemeiner und fachlicher Anfragen zu

Tierschutzthemen an die Tierschutzombudsstelle
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3.3 Tétigkeiten im Tierschutzrat

Der Tierschutzrat ist ein beratendes Gremium des Bundesministeriums fir Soziales,
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz in Fragen des Tierschutzes. Unter anderem
sind die je Bundesland namhaft gemachten Tierschutzombudspersonen Mitglieder des
Tierschutzrates (§ 42 TSchG).

Die Tierschutzombudsperson Vorarlberg nahm an beiden im Jahr 2022 stattfindenden
Sitzungen des Tierschutzrats teil. Aktuelle wie grundsatzliche Probleme und Entwicklungen
des Tierschutzes, auch auf EU-Ebene (EU Animal Welfare Plattform), wurden behandelt:
Streunerkatzen, Kastrationspflicht und Kennzeichnung, gemeldete vs. bewilligte Zuchten,
Qualzucht, der nationale Tiertransport-Kontrollplan und Monitoring Verfahren zu Falltieren.

Fur die 45. Sitzung initiierte die Tierschutzombudsperson einen Antrag zum Schutz von
Papageienvogeln betreffend die Ausnahmen von der Gruppenhaltung. Der Antrag wurde
einstimmig zur Bearbeitung der Arbeitsgruppe Schutz von Heim-, Hobby- und Sporttieren
zugewiesen. Gemeinsam mit den anderen Tierschutzombudspersonen wurde auch der
Antrag gestellt, den §8 des TSchG in der am 28.07.2022 kundgemachten Fassung
dahingehend zu andern, dass bei Ausstellungen und Werbung nur Tiere gezeigt bzw.
verwendet werden dirfen, die nachweislich keine Qualzuchtmerkmale ausweisen. Der
Antrag wird mit Stimmenthaltungen und einer Gegenstimme angenommen.

Die Tierschutzombudsperson unterstitzte den mit dem |Institut fir Tierhaltung und
Tierschutzwissenschaften der Vetmeduni erarbeiteten Antrag an den Herrn
Bundesminister, die rechtlichen, organisatorischen und fachlichen Grundlagen flr ein
veterinarbehordliches Uberwachungsverfahren von an TKVs angelieferten Tierkadavern im
Hinblick auf tierschutzrechtsrelevante Auffalligkeiten zu prifen und gegebenenfalls
Umsetzungsschritte in die Wege zu leiten.
Ebenso unterstitzte sie die Antrage
= zur Umsetzung eines Verbots der Haltung von Kamelen in Zirkussen, Varietés und
ahnlichen Einrichtungen,
= zur Umsetzung von Regelungen zu Art, Umfang und Nachweis der erforderlichen
Sachkunde flir die Haltung von Saugetieren, Végeln, Reptilien, Amphibien und
Fischen in der 2. Tierhaltungsverordnung
= zur Empfehlung an den Herrn Bundesminister die Aufgaben des Tierschutzrates
(vgl. §42 Abs. 7 Z2 und 3 TSchG) auf Stellungnahmen zu Entwirfen des
Tierschutzgesetzes und des Tiertransportgesetzes zu erstellen, zu erweitern
(bislang nur Stellungnahmen zu Verordnungsentwurfen moglich)

Zur genaueren Ausarbeitung der Sachthemen und Fragestellungen waren auch im
Berichtszeitraum 2022 Arbeitsgruppen des Tierschutzrates tatig. Die
Tierschutzombudsperson ist in den Arbeitsgruppen ,Schutz von Heim-, Hobby- und
Sporttieren®, ,Schutz von Nutztieren®, Schutz von Tieren im Zoofachhandel, in
gewerblichen Tierhaltungen und bewilligungspflichtigen Verkaufsveranstaltungen®, ,Schutz
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von Wildtieren und Tieren in Zoos“ sowie in der Arbeitsgruppe ,Qualzucht‘_des
Tierschutzrates tatig:

Standige Arbeitsgruppe ,Schutz von Nutztieren®

Im Berichtszeitraum hielt die standige Arbeitsgruppe ,Schutz von Nutztieren* zwei weitere
online-Sitzungen ab, in welchen sie sich mit den Tierschutz-Herausforderungen der
Weidehaltung und Haltung kleiner Wiederkauer auf Alpen weiter auseinandersetzte und in
der Folge vier Antrage an den Tierschutzrat formuliert werden konnten, sowie mit dem
Thema Haltung und Schlachtung von Fischen in Kreislaufanlagen.

Die Antrage aus der Arbeitsgruppe ,Schutz von Nutztieren® zur Verbesserung des
Schutzes kleiner Wiederkauer auf Almen beinhalteten
= die verstarkte Kommunikation bereits bestehender in der 1. Tierhaltungsverordnung
festgelegter Regelungen, die schon bisher auf Almen, Asten, Vorsalen u.a.
Gliltigkeit haben (regelmaBige Uberprifung des Zustands der Klauen und
Klauenpflege bei Bedarf, mind. einmal jahrlich scheren, sofern rassebedingt
erforderlich, die Eignung sowie erforderlichen Kenntnisse zur Betreuung von den
Tieren gemall §1 der 1. Tierhaltungsverordnung liegen vor, verpflichtende
Aufzeichnungen gemal §21 Tierschutzgesetz
= die Erganzung der 1. Tierhaltungsverordnung hinsichtlich
= vorbeugender und systematischer MalRnahmen gegen Parasitenbefall,
Deckzeitpunkt, Schutz vor widrigen Witterungsbedingungen
» Tiergesundheit vor dem Almauftrieb sowie
= der Tiergesundheit auf der Alm
entsprechend den in der Arbeitsgruppe beschlossenen Textvorschlagen und wurden alle
einstimmig vom Tierschutzrat beschlossen.

Standige Arbeitsgruppe ,Schutz von Heim-, Hobby- und Sporttieren®

Im Berichtsjahr fanden vier online-Sitzungen statt, bei welchen der Antrag aus der
43. Tierschutzrat-Sitzung (Herbst 2021) zu den im Pferdesport erlaubten Hilfsmitteln
bearbeitet wurde, und ein Antrag zum Betrieb von Pferdefuhranlagen ausgearbeitet wurde.

Im Ergebnis beantragte die Arbeitsgruppe verschiedene Hilfsmittel und Handlungen im
Umgang mit Equiden im Pferdesport zu verbieten. Ebenso beantragte sie, stromfiihrende
Flhranlagen zu verbieten, und dass der Betrieb einer Fiihranlage grundsatzlich nur in
Anwesenheit einer Aufsichtsperson erfolgen darf.

Auch diese Antrage wurden vom Tierschutzrat angenommen und dem Herrn
Bundesminister zur legistischen Umsetzung empfohlen.

Standige Arbeitsgruppe ,Qualzucht”

2022 wurde eine Sitzung abgehalten. In dieser wurde das Konzept des BMSGPK
vorgestellt und diskutiert. Die AG sprach sich einstimmig dafiir aus, dass fur die Zucht
ausschliel3lich gesunde Hunde verwendet werden und wies auf die bisherigen Beschllsse
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zur effizienteren Umsetzung des Qualzuchtverbots der Arbeitsgruppe aus der
43. Tierschutzrat-Sitzung (2021) hin. In Bezug auf brachyzephale Rassen sprach sich die
Arbeitsgruppe fir ein sofortiges und ausnahmsloses Zuchtverbot mit Tieren mit einer
relativen Nasenverkurzung von < 0,3 (Nasenlange / Schadellange in cm) aus. Der bislang
bei brachycephalen Hunden verlangte Belastungstest ist flir nach dem niederlandischen
Ampelsystem beurteilten ,,orange* Tiere winschenswert.

Informationen zum Tierschutzrat und Protokolle zu Sitzungen kénnen auf der Homepage
des Bundesministeriums flr Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
eingesehen werden:
https://www.verbrauchergesundheit.gv.at/tiere/tierschutz/Tierschutzrat/Tierschutzrat.html
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3.4 Offentlichkeitsarbeit und weitere Aktivititen

3.4.1 Bildungsarbeit, Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen

Im September veranstaltete die Tierschutzombudsperson zusammen mit der
Landespolizeidirektion eine Fortbildung fir Beamten der Landesverkehrspolizei, die mit
Tiertransportkontrollen befasst sind. Auch 16 Behérdenvertreter sind der Einladung gefolgt.
An zwei Tagen wurden die Kriterien fir Kontrollen von Tiertransporten durch den
international anerkannten Experten und Tierarzt Dr. Alexander Rabitsch im Licht der
Verordnungen (EG) 1/2005 (Tiertransport), 561/2006 (Lenk- und Ruhezeiten) und den
Urteilen des Europaischen Gerichtshofs zum Tiertransport. Die Teilnehmer wurden
ebenfalls zu Spezialthemen des Tiertransports (z.B. nicht abgesetzter Jungtiere, Geflugel,
Heim- und Zootiere) sensibilisiert und Uber neue technische Entwicklungen informiert.

Auf dem Programm stand ebenfalls ein praktischer Teil, der die Demonstration eines flr
Langstrecken zugelassenen Transportfahrzeugs inkludierte.
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Nach pandemiebedingten Absagen und Pause fand im Marz 2022 wieder der von der
Tierschutzombudsstelle unterstitzte und international besuchte , Tier und Wir — Kongress
Animalicum®, initiiert durch Tierarztin und Journalistin Tanja Warter, in Bregenz statt.
Hochkaratige Experten aus der Wissenschaft referierten Uber Lern- und Denkleistungen
von Tieren, gaben den Zuhérern aber auch bleibende DenkanstofRe iber den Umgang von
uns Menschen mit unseren Haustieren.

Auf regionaler Ebene bewarb die Tierschutzombudsperson Veranstaltungen zur
Weiterbildung fur Mitarbeiter des Tierschutzheimes und Mitglieder von Tierschutzvereinen,
und vermittelt auch Kontakte zur Kooperation mit Experten und Weiterbildung zur
Forderung des Verstandnisses uber das Verhalten und die Bedurfnisse von Tieren.

Verhaltensweisen des Hundes in einem
Konflikt

Deeskalierendes Verhalten: Beschwichtigendes Verhalten:

* Meideverhalten * Aktive Demut (um freundliche
Absichten zu kommunizieren:
Mundwinkel lecken)

» Ubersprungsverhalten

* Passive Demut (sich hinsetzen, klein
machen, auf die Seite/den Riicken
drehen und ruhig verhalten) * Fiddle/Flirt = Spielverhalten

* Flight = Fliehen

Ist eine Reaktion Ist eine Aktion
dient zum Beenden des Kontakts dient dem Aufrechthalten des Kontakts

jor @ £ ] ; » wll ﬂ' )
Tierschutzheim Dornbirn: Weblnar am 24 05.2022 zum Thema Blsspraventlon und Aggresswnsverhalten belm
Hund

Die Tierschutzombudsperson unterstiitzt die Projekte und Tatigkeiten des bundesweit
tatigen Vereins ,Tierschutz macht Schule” in Vorarlberg, der 2006 mit dem Ziel gegrindet
wurde, das Verstandnis der Offentlichkeit und insbesondere der Jugend fiir den Tierschutz
verstarkt zu wecken und zu vertiefen sowie die Anliegen des Tierschutzes zu fordern (§2
TSchG). Der Verein steht fur die kritische aber immer sachliche Auseinandersetzung mit
allen Aspekten des Tierschutzes und wird sowohl vom fir Tierschutz zustandigen
Bundesministerium als auch vom Bundesministerium fir Bildung unterstitzt. Nahere
Informationen zu den zielgruppenspezifischen und standig aktualisierten sowie neuen
Angeboten flur die Wissensvermittiung rund um den Tierschutz sind unter der Website
www.tierschutzmachtschule.at zu finden. Vor allem an den Pflichtschulen tatige Personen
finden auf der Website des Vereins ein stetig erweitertes Angebot an padagogisch
gepruften digitalen und Print - Materialien fir den Unterricht. Aber auch fir Jugendliche
entwickelte der Verein mit Fachexpertinnen und Padagoglnnen am aktuellen Wissensstand
und Puls der Zeit orientierten Tierschutzbildungstools.

121



Neben Unterrichts- und Informationsmaterialien engagiert sich der Verein gleichzeitig in der
Tierschutzbildung von Padagoglnnen und bietet Vortrdge und Workshops sowie den
Osterreichweiten 2-semestrigen Lehrgang ,Tierschutz macht Schule® an, welcher bereits in
den Bundelandern Oberdsterreich, Steiermark und Wien durchgefiihrt werden konnte.

Im Mai 2022 veranstaltete der Verein die dritte Tierschutzbildungstagung in Wien, an
welcher auch die Tierschutzombudsfrau teilnahm.

Die Tierschutzombudsperson ist in stetigem Kontakt mit Tierschutzombudspersonen der
anderen Bundeslander Osterreichs, um organisatorische wie inhaltliche Fragen zu
bearbeiten und Erfahrungen auszutauschen. Im Oktober 2022 fand ein Treffen der
Tierschutzombudspersonen in Tirol statt, bei welchem aktuelle Tierschutzthemen
behandelt wurden. Ebenso steht sie in Kontakt mit in- und auslandischen Institutionen und
Organisationen, die sich Tierhaltungs- und Tierschutzthemen widmen. Diese Kontakte sind
sehr konstruktiv. und werden als positiv angesichts der fehlenden fachlichen
Austauschmoglichkeiten innerhalb des Umweltinstituts wahrgenommen.

Dem Austausch mit anderen Fachexperten auch Gber die Grenzen hinweg forderlich ist die
Mitgliedschaft der Tierschutzombudsperson Vorarlberg bei der Internationalen Gesellschaft
fur Nutztierhaltung, der Osterreichischen Gesellschaft der Tierarztinnen und Tierarzte
(OGT, u.a. Sektion Tierhaltung und Tierschutz) und der Osterreichischen Buiatrischen
Gesellschaft (OBG).

Im Berichtsjahr fand wieder ein Treffen der Tierschutzombudspersonen Osterreichs mit
dem Institut fur Tierschutzwissenschaften und Tierhaltung der Veterinarmedizinischen
Universitat Wien (ITT, Vetmeduni Wien) statt, um den langjahrigen fachlichen Austausch
weiterzufuhren und den Stand aktuell durchgeflhrter Forschungsarbeiten am ITT zu
kennen.

Zur Weiterbildung aber auch um ihr fachliches Netzwerk auf dem Gebiet des Tierschutzes
und der Tierhaltung zu pflegen, nahm die Tierschutzombudsfrau an der OTT-Tagung
(Osterreichische Plattform der Tierdrzte fur Tierschutz, ein Zusammenschluss von
Organisationen zum Zweck der Férderung des wissensbasierten Tierschutzes, welcher
auch die Tierschutzombudspersonen angehoren), der Nutztierschutztagung der HBLFA
Raumberg-Gumpenstein und der Internationalen Tagung Angewandte Ethologie teil. Auch
beim Tier & Recht Tag im Dezember 2022, bei dem eine kritische Auseinandersetzung mit
dem schlussendlich im Nationalrat beschlossenen Tierschutzpaket erfolgte, nahm sie teil.

Nicht zuletzt aufgrund dieses Austausches mit in- und auslandischen Expertinnen ist es
der Tierschutzombudsperson méglich, fachlich fundierte und am neuesten Stand des
Wissens Stellungnahmen im Rahmen von Tierschutzverfahren abzugeben, auf Anfragen
entsprechend zu reagieren und eigene in Bildungs- und Offentlichkeitsaktivitaten zu
initiieren.
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Auf Einladung des
Bundesministeriums  flr Arbeit
und Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz fand wie im
Vorjahr ein Arbeitsgesprach mit
dem Kabinett des Herrn
Bundesminister bzw. mit dem
Herrn Bundesminister und den
Tierschutzombudsleuten statt, in
welchem die wichtigen Themen
des anstehenden Tierschutzpakets dlskutlert wurden

3.4.3 Stellungnahmen und weitere Aktivitaten

Neben der Wahrnehmung der Funktion als Formal- bzw. Organpartei in
Verwaltungsverfahren nach dem TSchG zahlen Tatigkeiten im Bereich der
Offentlichkeitsarbeit mit dem Ziel der Pravention von Tierschutzvergehen und Férderung
des Bewusstseins und der Anliegen des Tierschutzes zur zentralen Aufgabe der Vertretung
der Tierschutzinteressen.

In Presseaussendungen bezog die Tierschutzombudsperson Vorarlberg gemeinsam mit
den anderen Tierschutzombudspersonen im Jahr 2022 Stellung zu aktuellen
Tierschutzthemen.

Darin wurde uber die Problematik der Vollspaltenbuchten bei der Haltung von Schweinen
aufgeklart und forderten den echten Ausstieg aus dieser Haltungsform (ots Aussendung
.Kein Platz fir Vollspaltenbuchten in heimischen Schweinstallen®). Als Teil einer
Informationskampagne infolge des vom Bundesministerium initiierten Runden Tisches
Lotreunerkatzen® vom 20. Mai 2022 verfassten sie einen Artikel fir das Journal der
Osterreichischen Tierarztekammer (,Katzen zu kastrieren verhindert Tierleid*).

Gemeinsam bezogen sie Stellung zur

= Problematik der Greifvogelhaltung und der Notwendigkeit einer verpflichtenden
fundierten Sachkunde als Voraussetzung fir die Haltung, Ausbildung und
Verwendung dieser Tiergruppe.

sowie

= im Rahmen der Reform des Maflnahmenvollzuges
(Mallnahmenvollzugsanpassungsgesetz 2022) und beantragten die Erweiterung
des §21 Abs. 3 Strafgesetzbuch auch hinsichtlich der Prognosetat gegen das
Rechtsgut ,Leben der Tiere“ sowie ,Wohlbefinden der Tiere.
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In einer weiteren Presseaussendung und einem Radiointerview griff die
Tierschutzombudsfrau Vorarlberg erneut das Thema Welpenhandel auf und versuchte
gegen den online-Erwerb von Tieren zu sensibilisieren:

Sie wies auf das Problem des florierenden Online — Handels mit Hunden und Katzen und
die direkten und indirekten fatalen Folgen fur die Tiere hin. Gleichzeitig informierte sie Uber
das neue Mindestalter fur die Einfuhr von Hundewelpen im Zuge der Novellierung der
Binnenmarkt-Verordnung. Zuvor hatte die in Osterreich aufrechte Ausnahmeregelung den
Handel mit jungen, ungeimpften Hunden unterstitzt.

Im Juli 2021 hatte der Vorarlberger Landtag die Erarbeitung einer ,Tierschutz-Strategie
fir das Land Vorarlberg unter Einbeziehung der relevanten Systempartner und
Ansprechgruppen als Entscheidungsgrundlage fiir die Landesregierung® einstimmig
beschlossen. Die Tierschutzombudsfrau wurde von der fir die Projektleitung zustandigen
Abteilung ins Kernteam flr die Erarbeitung gebeten. Auch im Berichtsjahr nahm sie an
mehreren Besprechungen in grofleren moderierten und kleineren Runden zur
Ausarbeitung der Strategie teil. Sie brachte einerseits Themen und Vorschlage ein, die zu
einer nachhaltigen und fortschrittichen Entwicklung des Tierschutzes in Vorarlberg
beitragen kdnnen. Dazu gehdrten z.B. die Einflhrung und Implementierung der
verpflichtenden Sachkunde fur die Haltung von Exoten Uber das Landessicherheits-Gesetz,
die Foérderung von Formen der Mutter-Kalb-Haltung (mutter- oder ammengebundene
Aufzucht von Kalbern in der Milchviehhaltung), eine in der Verwaltung verankerte
Koordinations- und Anlaufstelle fur Wildtiere oder die verpflichtende Sachkunde fir
angehende Hundehalter. Andererseits war es ihr dabei auch ein Anliegen, die Umsetzung
von Maflnahmen in den verschiedenen Handlungsfeldern der Strategie mdglichst durch
messbaren Indikatoren fir eine wirksame Erfolgskontrolle zu verankern.
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4. Novellen rechtlicher Bestimmungen

4.1 Nationales Tierschutzrecht

Im Berichtsjahr wurde das lange erwartete ,Tierschutzpaket [, die Novelle des
Tierschutzgesetzes, der 1. Tierhaltungsverordnung und des Tiertransportgesetzes im
Nationalrat beschlossen.

Die wichtigsten Anderungen des Tierschutzgesetzes' sind

das Verbot des Tétens von lebensfahigen Kiken (mit Ausnahme der Tétung zum
Zweck der Futtergewinnung)

das Verbot des Kirzens und Entfernens von Vibrissen

das Verbot des Verbringens zum Zweck der Schlachtung von S&ugetieren im
letzten Drittel der Trachtigkeit

das Verbot der Werbung mit Tieren mit Qualzucht-Merkmalen

die Festlegung, dass ein Tierhaltungsverbot auch die Betreuung der Tiere umfasst
die Meldepflicht der Beendigung der Haltung von Wildtieren

das Verbot der Haltung von Absetzferkeln, Mastschweinen und Zuchtlaufern in
unstrukturierten Vollspaltenbuchten ohne Funktionsbereiche (Neubauten: ab 2023,
sonst ab 2040 oder langer)

die Streichung der Ausnahmen vom Verbot der dauernden (ganzjahrigen)
Anbindehaltung von Rindern

Ausdehnung der Parteienstellung der Tierschutzombudspersonen

Die wichtigsten Anderungen der 1. Tierhaltungsverordnung? sind

Nachscharfungen der Umsetzung der EU-Richtlinie 2008/120/EG im nationalen
Recht zum Verbot des routinemafigen Schwanzkupierens bei Schweinen

der Zugang zu 2 unterschiedlichen Beschaftigungsmaterialien fir Schweine und zu
einem physisch und temperaturmafig angenehmen Liegebereich

die Verankerung von Mallnahmen um das Risiko fur Schwanzbeissen und andere
Verhaltensstorungen zu verringern mit dem Ziel, das Schwanzkupieren bei
Schweinen zu beenden

eine verpflichtende und standardisierte Risikoanalyse fir Schweinebetriebe

die Definition der Dauer der kritischen Lebensphase flr Saugferkel (1 Tag vor bis 5
Tage nach der Geburt)

die Klarstellung des Verbots der Anbindung von Rindern an Hérnern

die strengere Regelung des Kupierens der Schwanze von Rindern

die Erweiterung des Kafighaltungsverbots auf Kiiken, Junggefligel und Zuchttieren
(mit Ausnahmen)

" Alle Anderungen sind im BGBI. | Nr. 130/2022, kundgemacht am 28. Juli 2022, im Rechtsinformationssystem
(https://www.ris.bka.gv.at/Bund/) zu finden.

2 Alle Anderungen sind im BGBI. Il Nr. 296/2022, kundgemacht am 27. Juli 2022, im Rechtsinformationssystem
((https://www.ris.bka.gv.at/Bund/) zu finden.
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= die Einfihrung und Definition einer Biodiversitatshecke auf Auslaufflachen fur
Geflugel

= die Festlegung von Mindestanforderungen fir die Haltung von Japanwachteln

= die Ausweitung der bestehenden Mindestanforderungen fur die Haltung von Lamas
auf Alpakas

Die Novelle des Tiertransportgesetzes® umfasste Anderungen wie

= die Verankerung von Verordnungsermachtigungen fir nahere Bestimmungen zur
Transportfahigkeit, Transportmittel und Zusatzbedingungen lange Beforderungen

= die verpflichtende Ubermittlung von den notwendigen Unterlagen flr
Retrospektivkontrollen innerhalb eines Monats

= die Erhdhung des Mindestalters fur Jungtiere fur Verbringungen aufRerhalb von
Osterreich von 2 auf 3 Lebenswochen

= die strengere Regelung von Exporten von Zuchtrindern in Drittstaaten

= die Einbindung der Fachstelle fir tiergerechte Tierhaltung und Tierschutz als
Kontaktstelle

Die Tierschutzombudsperson hat zu allen Entwirfen in gemeinsamen Stellungnahmen mit
allen Tierschutzombudspersonen Osterreichs Stellung bezogen und auf Schwachstellen
aufgezeigt. Ebenso haben sich die Tierschutzombudspersonen gegen die langen
Ubergangsfristen ausgesprochen. Die grundsétzliche Verankerung des Verbots des
routinemafigen Schwanzkupierens bei Schweinen sind ebenso wie die neuen Regelungen
fur Heim- und Wildtiere begrifRenswerte Schritte. In  Gesprachen mit den
Tierschutzsprechern der Parteien und dem Bundesministerium fur Landwirtschaft haben
die Tierschutzombudspersonen sich fir tiergerechtere Lésungen bei Stallsystemen sowie
Transportbedingungen eingesetzt. Aus Sicht des Tierschutzes wichtige Schritte in Richtung
nachhaltiger Verbesserungen — dem Verbot von Anbindehaltungssystemen fur Rinder im
Neubau sowie dem absoluten Verbot von Vollspaltenbuchten bei Neubauten in der
Schweine- und Rinderhaltung — wurden nicht umgesetzt.

4.2 Landesrecht mit Bezug zum Schutz von Tieren

Im Rahmen von Landesgesetzgebungsprozessen mit Tierschutzrelevanz gab die
Tierschutzombudsperson eine Stellungnahme im Rahmen der Begutachtung der
Verordnung der Landesregierung Uber eine Anderung der Jagdverordnung LGBI. Nr.
24/1995 idgF ab.

3 Alle Anderungen sind im BGBI. | Nr. 130/2022, kundgemacht am 28. Juli 2022, im Rechtsinformationssystem
(https://www.ris.bka.gv.at/Bund/) zu finden.
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5. Schlussworte

Der Gesetzgeber hat mit dem Bundesgesetz Uber den Schutz der Tiere in Osterreich die
Tierschutzombudspersonen mit der Aufgabe der Vertretung der Interessen des
Tierschutzes betraut.

Als unabhangige Tierschutzeinrichtung und Tierschutzombudsperson fir Vorarlberg ist es
mir ein Anliegen, diese Funktion mit ganzer Kraft fur das Wohl der Tiere auszufillen. Denn
Tiere und lhr Schutz bewegen unsere Gesellschaft. Dies hat nicht zuletzt die 6ffentliche
Diskussion rund um das angestrebte und schlussendlich im Berichtsjahr beschlossene
Tierschutzpaket deutlich gezeigt. So waren auch viele Tatigkeiten im Berichtsjahr gepragt
von dieser Diskussion und dem Einsatz, tiergerechtere Losungen in der Haltung von
Nutztieren rechtlich zu verankern. Die Novellierungen brachten einige Verbesserungen mit
sich, doch wichtige Weichen, wie etwa das Verbot des Einbaus von Vollspaltenbuchten
(Schweine und Rinder) oder das Verbot von Anbindehaltungssystemen (Rinder) beim
Neubau von Stallungen wurden nicht gestellit.

Viele Tierschutzprobleme sind durch  Wissenslicken zum  Verhalten, zur
Empfindungsfahigkeit und den Bedulrfnissen von Tieren und im fehlenden Bewusstsein
begrindet. Unter diesem Aspekt sind die Vvielfaltigen Tatigkeiten rund um
Wissensvermittlung aber auch Sensibilisierung fir Tierschutzanliegen zu sehen.

Als Grundlage fur alle inhaltlich-fachlichen Tatigkeiten in dieser Funktion — sei es im
Rahmen von Stellungnahmen oder bei der Beantwortung von Anfragen, versuche ich, den
aktuellen Stand des Wissens, der zumeist aus Tierschutzwissenschaften (animal welfare
sciences), Tierrechtswissenschaften und der Tierethik resultiert, heranzuziehen.

Als Tierschutzombudsperson bin ich um Verbesserungen auf regionaler und nationaler
Ebene und auch innerhalb der Verwaltung bemiht. Die Méglichkeiten und Erfolge einer
Ein-Personen-Stelle sind jedoch vor allem durch fehlende personelle Ressourcen sowie
mangelnde Einbindung limitiert.

Fir bestmodgliche Losungen im Sinne des Tierschutzes wie auch fur mutige zukunftsfahige
Entscheidungen braucht es das Zusammenspiel vieler engagierter Personen. Mein Dank
gilt an dieser Stelle all jenen, die sich taglich mit viel Engagement und Tatkraft fir die
Interessen des Tierschutzes und der Tiere einsetzen und sich auch aufgrund von
schwierigen Rahmenbedingungen nicht entmutigen haben lassen.

Fur Rackfragen zum Tatigkeitsbericht stehe ich gerne zur Verfligung.

Dr." Karin Keckeis
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ZURUCK

€620 FP

Wer tragt (die) Verantwortung?

Fotocredits: Tierschutzombudsstelle; Tierschutzverein Rankweil
§ 1 Tierschutzgesetz:
"Ziel dieses Bundesgesetzes ist der Schutz des Lebens und des Wohlbefindens der Tiere
aus der besonderen Verantwortung des Menschen fiir das Tier als Mitgeschopf™.

Tierschutzombudsstelle Vorarlberg

Dr." Karin Keckeis, Tierschutzombudsperson
Postanschrift: Montfortstrale 4, 6900 Bregenz
Standortanschrift: Montfortstral’e 4, 6900 Bregenz
T +43 5574 511 42099

F +43 5574 511 942095
tierschutzombudsstelle@vorarlberg.at
www.vorarlberg.at/tierschutzombudsstelle

Bregenz, im Dezember 2023
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Der XXXI. Vorarlberger Landtag hat in seiner 3. Sitzung im Jahr 2024, am 10. Ap-
ril, den Bericht der Landesregierung, Beilage 20/2024, einstimmig zur Kenntnis
genommen.



	202024 Bericht der Landesregierung „Antrag auf Kenntnisnahme des Tätigkeitsberichts der Tierschutzombudsperson 2022“
	1. Einleitung
	2. Aufgaben der Tierschutzombudsperson
	2.1 Gesetzliche Grundlagen
	2.1.1 Bundestierschutzgesetz (TSchG)
	2.1.2 Tiertransportgesetz

	2.2 Aufgabenbereiche der Tierschutzombudsperson

	3. Tätigkeiten
	3.1 Wahrnehmung der Tierschutzinteressen in Verwaltungs(straf)-verfahren
	3.1.1 Verwaltungsstrafverfahren
	3.1.2 Verfahren zur Erteilung von Tierhaltungsverboten
	3.1.3 Verfahren am Landesverwaltungsgericht (Beschwerdeverfahren)
	3.1.4 Verfahren gemäß §222 Strafgesetzbuch (Strafrechtsverfahren)
	3.1.5 Bewilligungsverfahren (§23 TSchG)
	3.1.5.1 Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen (§28 TSchG)
	3.1.5.2 Tierheime, Tierpensionen, Tierasyle, Gnadenhöfe (§29 TSchG)
	3.1.5.3 Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher oder sonstiger wirtschaftlicher Tätigkeiten (§31 TSchG)
	3.1.5.4 Haltung von Tieren in Zirkussen, Varietés und ähnlichen Einrichtungen (§27 TSchG)

	3.1.5 Aufnahme, Weitergabe und Vermittlung von Tieren (§31a TSchG)
	3.1.6 Zuchtmeldungen
	3.1.7 Wildtiermeldungen
	3.1.8 Verwaltungs- und Verwaltungsstrafverfahren nach dem Tiertransportgesetz
	3.1.9 Beurteilung der Einbindung in die Verwaltungsverfahren

	3.2 Anlaufstelle Tierschutzfragen und Meldungen zu Tierschutzverstößen
	3.2.1 Hinweise zu Missständen in Tierhaltungen
	3.2.2 Anfragen zu Tierschutzthemen

	3.3 Tätigkeiten im Tierschutzrat
	3.4 Öffentlichkeitsarbeit und weitere Aktivitäten
	3.4.1 Bildungsarbeit, Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen Institutionen
	3.4.3 Stellungnahmen und weitere Aktivitäten


	4. Novellen rechtlicher Bestimmungen
	4.1 Nationales Tierschutzrecht
	4.2 Landesrecht mit Bezug zum Schutz von Tieren

	5. Schlussworte

	202024.LIS

